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Deutſchland. 

Berlin, 5. April. Ueber die thatſächliche Entwickelung 

der Luxemburger Frage bin ich jetzt in der Lage, Ibnen einige 
Mittheilungen zu machen. Die Verhandlungen, welche zwiſchen 
Frankreich und Holland ſtattgefunden haben, find vor deren Ab- 
ſchluß bereits zur öffentlichen Kenntniß gekommen und haben da- 
durch dem Groß herzogthum Gelegenheit gegeben, noch rechtzeitig 
gegen die Verletzung feiner Selbftftändigfeit und Nationalitätsrechte 
Widerſpruch zu erheben. Die preußiſche Regierung fand ih in 
Folge deſſen veranlaßt, das Königlich niederländiſche Kabinet daran 
zu erinnern, daß die Verträge über das Großherzogthum jede Ver⸗ 
Änderung des Beſitzes zu einer europälſchen Frage machten, daß den 
deutſchen Bundesſtaaten wegen der Verwendungen auf die Feſtung 
noch beſondere Anſprüche zuſtehen und daß ferner die durch den 
Vertrag von 1839 an Preußen eingeräumten Rechte eine Verfü⸗ 
gung über die Feſtung Luxemburg ohne die Zustimmung Preußens 
unzuläſſig erſcheinen ließen. Auf nähere Anfrage über den Grund 
der Gerüchte wurde von der bolländlſchen Regierung erklärt, daß 
ein Vertrag mit Frankreich nicht abgeſchloſſen jet und ohne Vereins 
barung mit Preußen nicht abgeſchloſſen werden würde. Daß der 
Großherzog von Luxemburg nach Auflöſung des Bundes zum Bel⸗ 
tritt in den neuen Bund nicht gezwungen werden konnte, wie auch 
Graf Bismarck im Reichstag ſchon erklärt hat, kann wohl nicht 
zweifelhaft ſein, womit könnte eine ſolche Verpflichtung begründet 
werden und wer ſollte zu einem ſolchen Verlangen an Luxemburg 
berechtigt fein? Ebenſo wenig iſt es aber gerechtfertigt, das Groß⸗ 
herzogthum als einen, Gebietstheil des Königreichs zu betrachten 
und daraus die Behauptung herzuletten, daß Graf Bismarck in 
den Grundzügen zur Bundesreform vom 10. Juni v. J., die am 
14. Juni dem Bund vorgelegt worden waren, Luxemburg vom 
deutſchen Bund ſelbſt ausgeſchloſſen habe, wie z. B. die „Volks⸗ 
zeitung“ behauptete. In dieſen Grundzügen zur Bundesreform beißt 
es bei Beſtimmung des Bundesgebietes: „mit Ausnahme der Kal⸗ 
ſerlich öſterreichiſchen und Königlich niederländiſchen Gebletstheile“ 
ohne Wiederholung des Artikel „der“ vor den Worten „Kgl. 
nlederländiſchen“, welche allenfalls als eine Einſchließung Luxembung 
in das K. nlederländiſche Gebiet hätte gedeutet werden können. Nur 
Limburg iſt als ſolches zu betrachten. Luxemburg iſt nicht niederlän⸗ 
diſches, ſondern deutſches Gebiet unter ſeinem Großherzog und mit 
ſelbſiſtändiger Verwaltung, war alſo offenbar nach den Grund⸗ 
gen vom 10. Juni vom deutſchen Bund nicht ausgeſchloſſen 
orden, wenn man es auch nicht wider den Willen feiner Regie- 
rung und feines Souveräns einſchlleßen rejp zum Anſchluß an 
die Reform zwingen konnte. — Das Gerücht, daß Belgien zur 
Sicherung feiner Integrität einen Vertrag mit Preußen abgeſchloſſen 


babe, iſt unbegründet und eine Erfindung, die von Unkenntniß der 


politiſchen Verhältniſſe Zeugniß ablegt; wozu ſollte denn Belgien 
noch eines ſolchen Paktes mit Preußen bedürfen, da ja feine In- 
tegrität ſchon durch die Großmächte nach der Unabhängigkeits⸗Er⸗ 
klärung garantirt worden ift? 

— Der „Elberfelder Zeitung“ wird von einem Berliner Kor- 
reſpondenten gemeldet, daß bei den Verhandlungen wegen Aufhe⸗ 
bung des Salzmonopols und Einführung einer für den ganzen 
Zollverein gemeinſchaftlichen Salzabgabe Seitens der badiſchen Re- 
glerung ein Präcipuum in Anſpruch genommen und bel deſſen 
Ablehnung die Aufhebung der Uebergangs Abgabe, welche Preußen 
vom Taback mit ¼ Thlr. für den Centner erhebe, verlangt wer- 
den ſel. Nach eingezogenen Erkundigungen glaubt die „Nat. Z.“ 
verſichern zu können, daß diefe Angabe auf Irrthum beruht, in- 
dem wir binzufügen, daß die Tabacks-Uebergangeſteuer, welche 
Übrigens Preußen nach den beſtehenden Verträgen nicht allein be- 
neht, ſondern mit Sachſen, den thüringiſchen Staaten, Braun- 
ſchweig und Oldenburg theilt, die nothwendige und den allgemeinen 
Grundſätzen des Zollvereins entſprechende Ausgleichung für die in 
Preußen und den ebengenannten Staaten beſtehende Tatadepro- 
duktlonsſteuer if, jo daß, fo lange letztere beſteht, von Aufhebung 
der Uebergangsſteuer nicht die Rede ſein kann. 

— Von den Regimentern der erſten Garde - Divifion wird 
beabſichtigt, ihren Todten in der Schlacht bei Königgrätz auf dem 
Grabe ihres ebendort gefallenen Kommandeurs, des Generals Hiller 
von Gärtringen, bel Chlum ein würdiges Denkmal aufzurichten. 
Das Gleiche iſt von mehreren einzelnen Regimentern, fo nament- 
lich Nr. 27 und 56, auf demſelben Schlachtfelde bereits geſchehen, 
oder wird noch von ihnen beabſichtigt. 

— Da es in der neueren Zeit wiederholt vorgekommen iſt, 
daß die Abgeordneten an der Abſtimmung über einzelne Fragen, 
resp. Artikel des Verfaſſungs-⸗Entwurfs, weil fe nicht wußten, daß 
die Abſtimmung vor ſich gehe, ſobald ſie ſich momentan in der Re- 
ſtauration dee Hauses aufhlelten, nicht Theil nehmen konnten, ſo 
it geſtern die Elnrichtung getroffen worden, daß von nun ab vor 
jeder Abſtimmung Seitens des Büreaus durch eine Telegrapden- 
Glocke in der Lieflauratton ein Zeichen gegeben wird. Es ſſt dies 
eine Einrichtung, die ſchon ſeit langer Zeit im Abgeordnetenhauſe 
beſteht und ſich dort ſehr gut bewährt bat. 

— Am 28. Mär . verſtarb zu Brandenburg a. d. H. der 
letzte der 12 Oberjäger vom Lütow chen Frelkorps, Veteran Grorg 
Friedrich Heinrich Elsner, der den am 26, Auguft 1813 im Ge⸗ 
ſecht bei Gadebuſch gefallenen Theodor Körner zu Grabe getragen. 
Derſelbe batte zur 50 jährigen Gedenkfeter des Gefallenen am 26. 
Auguſt 1863 in Wöbbelin bei Ludwigeluſt in ſeinem 70. Jahre 
in vollſtändiger früherer Lützower Uniform und Gepäck vier Stun⸗ 
den in der größten Hitze am Grabe desſelben die Ehrenwache über⸗ 
nommen. 5 

5. April. (Norddeutſcher Reichstag.) 27. Sitzung. 
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die folgenden fünf Lebensjahre hinturch der Landwehr an. In denjenigen 
Bundesſtaaten, in denen bisher ene längere als zwölſjährige Geſammt⸗ 
dienſtzeit geſetzlich war, findet die allmähliche Herabſetzung der Verpflich 
tung nur in dem Maße ftatt, als dies die Rückſicht auf die Kriegsbereit⸗ 
ſchaft des Bundesheeres zuläßt. — Zu demſelben liegen folgende Amen⸗ 
dements vor: 1) von den Abga. Erleben, 2) Duncker (Berlin), 3) von 
Forckenbeck und 4) Freiherr v. Vinck (Hagen). Das Wort erhält der Abg. 
v. Forckenbeck: Meine Anträge find geftellt mit Rückſicht auf die Anträge 
des Kollegen Miquel zu dem Kapitel „Bundesfinanzen“ und ich beubſich⸗ 
tige Kompromiſſe zwiſchen den Parteien des Reichstages und den verbün⸗ 
deten Regierungen. (Redner erläute ſeine Anträge näher.) Präſident 
theilt 5 von dem Abg. Graf Bethuſy⸗Huc eingereichte Amendement 
zu Art. 56 mit: Die F zſtärke des Bundesheeres wird bis 
zum 31. Dezember 1872 auf ein Progent der Bevölkerung von 1867 nor⸗ 
mirt. Der Bundeskommiſſar v. Savlguy hat die Nachricht eingereicht, daß 
im Art. 64 die Verordnung vom 1. Mai 1849 irrthümlich geſetzt ſei, 
ſtatt des Geſetzes vom 4. Juli 185 Damit iſt das Amendement von 
Forckenbeck erledigt. — Abg. Windthorſt: Wir find einig darüber, daß 
eine tüchtige Kraft in der Armee ſeiß und dauernd erhalten werden muß, 
beſonders in den jetzigen Zeitverhäf iſſen. Wir ſind nur uneinig über 
die Mittel, die zu dieſer Entwickelung anzuwenden ſind. Es handelt ſich 
darum, auf wie lange wollen wir das eine Prozent und die 225 Thaler 
genehmigen? Und dann darum, was nach dieſem Proviſorium geſchehen 
ſoll? Ich will, daß nach drei Jahren geue Vereinbarungen ſtattfinden Die 
preußiſchen Militärgeſetze können wir, da wir ſie gar nicht einmal kennen, 
böchſtens proviſoriſch genehmigen. Ich kann nicht mit dem Herrn Vor— 
reduer die Organiſation der Armee ſetzt ohne Weiteres als dauernd aner⸗ 
kennen. Unſer Antrag gewährt, was fothwendig iſt, und ſichert die Zu⸗ 
kunft. Abg. Duncker (Berlin) [gegen]: Ich frage die Herren Abgeordne⸗ 
ten Lasker und v. Forckenbeck, weshalb fe die hier ausgeſprochenen Anſichten 
nicht ſchon im Abgeordnetenhauſe dargelegt haben? Bieſe Fragen haben 
unſern Wählern gar nicht 1 Hel Wenn wir wichtige Bedenken hatten, 
dieſe Laſten dem preußiſchen Volke aufzulegen, jo dürfen wir das um jo 
weniger gegenüber dem norddeutſchen Bunde thun. 

Abg. v. Blanckenburg (für) Ich will mich nicht in den Fami⸗ 
lienſtreit der Herren Abgg. Duncker und Lasker miſchen. Ich will nur 
gegen einige Amendements ſprechen. Mir finden den Artikel 55 nicht miß- 
verſtändlich und können nur empfehlen, die Vorlage anzunehmen. 
falls würden wir uns noch für das Amendement v. Vincke ausſprechen. 
allein dem Antrage Duncker werden wir uns nicht anſchließen konnen. — 
Bundeskommiſſar v. Rovn: Ich bin dem Herrn Abgeordneten ſehr dank⸗ 
bar, daß er mich einer Erklärung enthoben hat. Ich finde materiell ein 
Amendement zu Artilel 55 überffü ürde mich aber dem Amendement 
des Herrn v. Binde und dem 2. Ali des Forckenbeckſchen Amendements 
anſchließen. — Abg. Dr. Waldeck: Abg. Duncker hat ſchon betont, daß 
das Abgeordnetenhaus erſt für das künfſige Parlament die Feſtſtellung die⸗ 
ſes Geſetzes überlaſſen müſſe. Die Lambwehr ſoll die Kraft Preußens fein 
und bleiben. Wir Liberalen müſſen dig Verdächtigung zurückweiſen, daß 
wir das Land entwaffnen wollten. Deu Satze, der ſo ſchwere Verpflich⸗ 
tungen dem Lande auferlegt, kann ich zicht zuſtimmen. — Abg. Baron 
v. Va erſt: Ich würde nicht geſprocheß haben, wenn nicht Herr Duncker 
eine meiner früheren Reden eitirt, unt zich hierdurch zum Sprechen pro- 
vozirt hätte. Das Citat, was der ge Herr aus den ſtenographiſchen 
Berichten des Abgeordnetenhauſes angeführt bat, zeigt, daß ich das voraus⸗ 
gelagt habe, was hier vereinbart werden fol. Auf die Forderungen von 

Jahren u. ſ. w. gehe ich nicht ein, weil das letzte Jahr weder aus 
meinem Herzen, 55 aus der vaterländiſchen Geſchichte verwiſcht werden 
kann. (Bravo!) Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. — Abg. Dr. 
v. Wächter: Es iſt bedenklich, die ganze preußiſche Geſetzgebung in Be⸗ 
ziehung auf das militäriſche Strafrecht, den Strafprozeß für alle Zeiten 
einzuführen; ebenſo bedenklich, die Koſtengröße für eine unbeſtimmte Zeit 
feſtzuſetzen. Ich bitte daher, dieſe Artikel zu laſſen, wie fie find, aber eine 
beſtimmte Zeit, ſeien es drei, ſeien es vier Jahre, einzuſetzen. — Abg. 
Lasker verwahrt ſich gegen die Vorwürfe der Abgeordneten Waldeck und 
Duncker. 

Abg. Frhr. v. Binde (Olbendorf): Der Abg. v. Blankenburg hat 
das Amendement ſchon hinreichend erörtert. Das Wort „höchſtens“ in dem 
Amendement des Abg. v. Forckenbeck halten wir für unnötbig. Ich glaube, 
daß Scharnhorſt heute mit dem Abg. Waldeck einverftanden fein würde. 
Die Regierung glaubt, daß eine Miliz nach Ihrem Sinne bei den Ver⸗ 
bäftniffen Europas nicht ausreichend iſt. Da wird wohl die richtige Ein- 
ſicht auf der Seite der Regierung ſein. Die Verlängerung der Reſervezeit 
um zwei Jahre führt keine größere Belaſtung der Mannſchaften herbei. — 
Das Haus ſchreitet zur Abſtimmung. Der Antrag der Abbgg. v. Erxleben 
und v. Röſſing wird abgelehnt. Ebenſo der Antrag Duncker und der erſte 
Theil des Antrages v. Forckenbeck. Dagegen werden die Anträge v. Vincke 
und der zweite Theil des Antrages v. Forckenbeck und der zweite Theil der 
Regierungsvorlage angenommen. Ebenſo der ganze Art. 55 mit dieſen 
Modifikationen. Es folgt der Art. 56, welcher lautet: 

Art. 56. Die Friedens -Präſenzſtärke des Bundesheeres wird auf ein 
Prozent der Bevölkerung von 1867 normirt und pro rata derſelben von 
den einzelnen Bundesſtaaten geſtellt: bei wachſender Bevölkerung wird je 
nach zehn Jahren ein anderweitiger Prozentſatz feſtgeſetzt werden. 

Zur Berathung über Art. 56 verlangt zuerſt das Wort der Bundes⸗ 
kommiſſar v. Roon. Dem vielfach ausgeſprochenen Verlangen nach Kon⸗ 
tingentirung kommt Art. 56 nach. Wir haben bisher 12 pro Mille unter 
den Waffen gehabt, gegenwärtig vielleicht 11 pro Mille, jetzt verlangen wir 
nur 10 pro Mille. Wir haben eine zehnjährige Reviſionszeit dieſes Satzes 
angeſetzt. Natürlich ſehen wir dieſe Periode nicht als unabänderlich an. 
Dabei kommt die politiſche Situation in Betracht. Nur bei einer anderen 
politiſchen Lage kann ein niedrigerer Präſenzſtand möglich fein. Eine jähr⸗ 
liche Feſtſtellung der Friedensſtärke iſt ſehr unbequem, da jede Orgauiſation 
nothwendig darunter leidet, wenn in jedem Jahre das ganze Syſtem der 
Organiſation in Frage geſtellt werden kann. Wenn in England die Frage 
alle Jahre an das Parlament gerichtet wird, ob überhaupt die Armee exiſti⸗ 
ren ſoll, jo iſt das nicht nachahmenswerth. Auch in Belgien verſtößt die 
Kontingentirung nicht gegen das konſtitutionelle Prinzip. Der Anſatz von 
1 pCt., der alle zehn Jahre wiederholt werden ſoll, iſt nicht jo zu ver⸗ 
ſtehen, daß alle 10 Jahre wieder 1 PCt. gefordert werden ſolle. Was den 
Auſatz von 225 Tolrn. pro Kopf bettifft, fo iſt derſelbe keineswegs zu hoch, 
wie mein Kommiſſar ausführen wird. — Reichstags ⸗Kommiſſarius v. Po d⸗ 
bielski: Der Entwurf ſetzt an Koſtenaufwand 225 Thlr. pro Kopf feſt; 
die bisherigen Bedürfniſſe der preußiſchen Armee betrugen 213 Thlr. pro 
Kopf, von allen Seiten iſt aber ſchon zu wiederholten Malen in den Siz⸗ 
zungen des preußiſchen Abgeordnetenhauſes betont worden, daß mannigfache 
nothwendige Bedürfniſſe unbefriedigt blieben; von allen Seiten wurde ges 
klagt, daß für die auf den Kommunen 9 0 Quartierlaſt keine ent⸗ 
ſprechende Entſchädigung geleiſtet würde. Will man dieſen Bedürfniſſen 
abhelfen, ſo würde ſcch die Summe ſchon von 214 auf 219 Thlr. erhöhen, 
jo daß nur noch 6 Thlr. nachzuweiſen wären. — Vielfach iſt nun die be⸗ 
rechtige Forderung laut geworden, die Verpflegung der Soldaten aufzu⸗ 
beſſern, und der preußiſche Landtag bat auch im Etat pro 1867 den Sold 
bereits um 6 Pfennige pro Tag und Mann, alſo 6 Thlr. pro Jahr erhöht. 
Wenn man nun zur Verbeſſerung der Naturalverpflegung, des Mittageſſens, 


3 Pf. pro Tag, alſo 3 Thlr. jährlich, ausſetzt, fo blieben noch 3 Thlr. übrig. 
Nun wird man wohl von allen Seiten zugeben, daß die Geldſätze, wie fte 
vor 4050 Jahren in den Gehältern aufgeſtellt worden, heute nicht mehr 
zulangen, da zumal das Gehalt der Subatternoffiziere und der Aerzte durch⸗ 

a bedarf, derart, daß fie wenigſtens davon exiſtiren 
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können. Dazu kommt, daß in der Mehrzahl der norddeutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten die Subalternoffiziere ein höheres Gehalt bezieben; und es kann doch 
wohl nicht angenommen werden, daß ſie jetzt weniger erhalten ſollen als 
bisber. — A es iſt jo knapp wie möglich bemeſſen worden; es werden ſich 
in einzelnen Fällen Mehrausgaben herausſtellen, die durch Erſparniſſe in 
anderen Punkten gedeckt werden müffen, die Regierung wird alſo ſebr ſorg⸗ 
ſam und ſparſam wirthſchaften müſſen, dies wird aber nicht möglich ſein, 
wenn ſie, ſo zu ſagen, von der Hand in den Mund leben muß. 

Abg. v. Sybel. Jeder Zweifel an der Reorganiſation, um die 
Europa uns beneidet, würde vom alpemenen Hohn zugedeckt werden. Ich 
huldige damit nicht dem äußern Erfolge, ſondern erkenne die Leiſtungen der 
Reorganiſation an. Bevor Preußen Hand an das Werk der Einigung 
Deutſchlands legte, konnte es mit einem Präſenzſtande von 130,000 Mann 
auskommen, ja er war faſt zu hoch; aber damals, zur Zeit der Reſtaura⸗ 
tion, war Preußen der unverbrüchliche Schildknappe Oeſterreichs und er⸗ 
kaufte durch dieſe Selbſtbeſcheidung ſeine Stellung im Bunde. Der Vor⸗ 
wurf, daß die 1 von 1 Prozent den Wohlſtand hemme, 
iſt grundlos. Trotzdem Preußen ſeit 1815 mehr als 1 Prozent beranzog, 
ſo hat ſich doch in den Jahren 1815-1850 ſein Wohlſtand verdreifacht 
und es war im Stande, im vorigen Jahre zerſchmetternde Schläge gegen 
den Feind zu führen. Nicht unſere militäriſchen Einrichtungen ſind die 
Urſachen der Geſchäftsſtockungen und der Kriſen, ſondern das Mißtrauen, 
das durch alle Adern des zͤkonomiſchen Lebens ſchleicht und das ſich mit 
politiſchen Motiven nährt. Machen wir das Wort des Engländers wahr, 
welcher ſagte: Wenn Norddeutſchland fortfährt unbeſtegbar zu fein, fo it 
der Frieden Europas geſichert. — Abg. v. Forckenbeck: Die Kontingen⸗ 
tirung der Friedensarmee iſt nicht der wahre Kompromiß zwiſchen dem mili⸗ 
täriſchen und dem wirthſchaftlichen Bedürfniß; denn es iſt unmöglich, für 
alle Zeit apodiktiſch zu jagen, daß man jo und fo viel Prozent heranzieht, 
während die ökonomiſchen und politiſchen Verhältniſſe wechſeln und unauf⸗ 
hoͤrlich ſchwanken. Wird die 85 bei der Koningentirung hoch egeiffen, 
jo wird damit die Unabhängigkeit der militäriſchen Exekutive berge t, das 
Budgetrecht vernichtet und der Reichstag in eine ohnmächtige, doktrinäre 
und gefährliche Kritik gedrängt. Die Periode 1867 bis Ende 1871 verdient 
vor Allem darum den Vorzug, weil damit die Prüfung der Frage in die 
Legislaturperiode des zweiten Reichstages verlegt wird, dem dann die in⸗ 
zwiſchen gemachten Erfahrungen in den nichtpreußiſchen Theilen Dentſch⸗ 
lands zur Seite ſtehen werden. Sollte man ſich alsdann nicht ve ſtändi⸗ 
gen, jo träte damit kein Vacuum ein, ſondern di: geſetzlich anerkannte Re⸗ 
organiſation beſtände fort, bis fie durch 190 geändert iſt und eine Wie⸗ 
derkehr des Konfliktes, in den der preußiſche Landtag unter exceptionellen 
Verhältniſſen hineigerieth, iſt nicht zu befürchten. (Der Kriegsminiſter ſchüt⸗ 
telt bedenklich den Kopf.) Ich bin bereit, von den Volksrechten und dem 
Budgetrecht vorübergehend jo viel zu opfern, als für den Bund nothwen⸗ 
dig iſt. Möge die Nachwelt nicht von uns ſagen, daß wir mehr als das 
geopfert haben! (Beifall.) — Bundes-Kommiſſar v. Roon: Eine ausjühr- 
liche Widerlegung des Herru Vorredners beabſichtige ich nicht; ich wollte 
nur einige Berichtigungen verſuchen und wünſche, daß dieſelben als ſolche 
anerkannt werden. Der Herr Vorredner hat bemerkt, daß durch den Vor⸗ 
ſchlag des Entwurfs eine Friedens ziffer, eine ſtärkere Friedensziffer der Ar⸗ 
mee für alle Zeiten feſtgeſtellt werden ſoll. Ich konſtatire, daß das ein 
Irrthum iſt. Wenn der Artikel 56, wie er von den Regierungen formu⸗ 
lirt iſt, ausdrücklich ſagt: „Die Friedenspräſenzſtärke des Bundesheeres 
wird auf 1 pCt. der Bevölkerung von 1867 normirt und pro rata d 
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wird nach je 10 Jahren ein anderweitiger Prozentſa etzt 2 
ſo hat va natürlicher Beile re OR u a 
ſtimmt wid nach dieſem Verhältuiß, entnommen der Bevölkerung von 
1867. Der folgende Satz: „bei wachſender Bevölkerung wird nach je zehn 
Jahren ein anderweitiger Prozentſatz feſtgeſetzt werden“ entbehrt, wie ich 
von befreundeter Seite bedeutet worden bin, der wünſchenswertgen Deuts 
lichekeit. Wie er aber gemeint iſt, kann ich mit zwei Worten ſagen. Bei 
wachſender Bevölkerung wird nach je 10 Jahren ein anderweitiger Prozent⸗ 
jag der dann beſtehenden Bevölkerungszahl feſtgeſetzt werden. So iſt die 
Sache gemeint, keineswegs ift dabei gedacht an eine firirte Zahl, die dabei 
beſtände. Ich habe in meinem Vortrage vorhin ausdrückich hervorgehoben, 
daß ich vermuthe, dieſe Ziffer von 300,000 Mann werde auch bei wachſen⸗ 
der Bevölkerung und unverände ter Konſtellation ausreichen, um die mili⸗ 
täriſche Ausbildung des Landes herbeizuführen. Aber ich babe keineswegs 
geſagt, daß ſie eine unveränderliche Ziffer ſei für alle Zeiten. Wenn die 
Zeiten eintreten, von denen der Vorredner träumt (Oh! Ohl), wo jeder 
Mann vernünftig iſt und Niemand mehr Streit ſucht, und jeder ſeinen Nach⸗ 
bar in Frieden lägt, wenn dieſe Zeiten eintreten, dann werden wir vielleicht 
dieſe Friedeusziffer ſehr bedeutend herunterſetzen köunen, aber bis dahin wer⸗ 
den wir immerhin dafür ſorgen münen, daß wir im Stande find, das Schwert 
zu gebrauchen, was uns Gott der Herr in die Hand gegeben hat zur Vertheidi⸗ 
gung unſerer Ehre und unſerer Selbſtſtändigkei. Das kann aber nicht ge⸗ 
ſchehen durch Feſtſtellungen, die unzureichend find, die ihren Zweck nicht er⸗ 
füllen. Ich habe ſchon bei früheren Gelegenheiten hervorgehoben, daß eine 
in Qualität und Quantität unzulängliche Armee eine Verſchwendung iſt. 
Weun wir vor dem Volke ein gutes Gewiſſen haben wollen, daun müſſen 
wir die Ueberzeugung in uns tragen, daß das von uns Beſchloſſene zu ſeinem 
Heile gereicht und zu feiner Selbständigkeit unerläßlich iſt. Das wird der 
Fall ſein, wenn Sie die im Emwurf vorgeſchlagene Ziffer bewilligen. Eine 
wechſelnde Bewilligung von Jahr zu Jahr kann ich beim beſten Willen 
nicht für zuläſſig erachten. Ich habe ſchon vorhin darauf hingewieſen, daß 
die Friktion in einem Bundesſtaat eine ſehr vermehrte iſt. Es handelt 
ſich nicht mehr darum, daß die Regierung in ſich einig iſt über das, 
was ſie zu verlangen hat, ſondern es handelt ſich um die Vereinigung von 
22 Regierungen. Wenn das alle Jahre geſchieht, ſo kommen wir in der 
That dazu, daß an dieſer Friktion die ganze Verwaltungs⸗Maſchinerie zu 
Grunde geht und ſich daran erſchöpft. Solche Beſtimmungen können daher 
der Regierung nicht genügen, noch weniger aber der Vorſchlag, daß für die 
ſpätere Zeit die Friedenspräſenzzeit des Heeres im Wege der 1 
gebung, d. h. wie ich vorausſetze, alljährlich (Ruf: Nein! Nein!) feſtgeſtellt 
werden ſoll. Das halte ich für ganz unannehmbar. 

Abg. Freiherr v. Moltke: Ich habe wenige Worte zu ſagen, um 
ein von mir geſtelltes Amendement zu begründen. Es entſteht die Frage, 
was geſchieht, wenn nach Verlauf einer Reihe von noch näher feſtzuſtellen⸗ 
den Jahren die Beſtimmungen, welche der Entwurf der Verfaſſung ent⸗ 
hält, abgelaufen ſind, bevor ein neues Militärgeſetz zu Stande gekommen 
iſt? Man bat uns gejagt, daß in ganz Norddeutſchland die Geſetze und 
Beſtimmungen, die in Altpreußen gültig waren, ebenfalls gültig ſein wer⸗ 
den. Wenn dies der Fall wäre, wenn Alles bliede wie es war, ſo würde 
mein Amendement überflüſſig fein. Auf alle Falle aber iſt es unſchädlich. 
Ich glaube aber nicht. daß dieſe Auffaſſung der Verhältuiſſe in einem 
neuen Parlament jo unbedingt fer iſt. Ich ſuche nach einer größeren 
Sicherheit. Mein Amendement bezweckt, einer ſo dauernden Inſtitution, 
wie das Heer ift, auch eine feſte Grundlage in einer ſicheren Einnahme zu 
verſchaffen. Bedenken Sie, meine Herren, daß eine Herabminderung des 
Präſenzſtandes zwölf Jahre lang nachwirkt, ja in der nächſten Zukunft 
neunzehn Jahre lang. Sie beſchließen vielleicht die Verminderung unter 
ganz friedlichen Verhäftniffen, fie kommen zur Wirkung vielleicht unter 
ſehr kriegeriſchen. (Sehr richtig! rechts.) Mein Amendement mußte ſich 
auf den Art. 56 nicht allein, ſondern auch auf Art. 58 erſtrecken, denn es 
hilft mir nichts, daß der Multiplikator konſtant iſt, wenn der Multiplikan⸗ 
dus variabel bleibt. Es iſt richtig, daß dabei ein Theil der Militär⸗Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben der Bewilligung der Volksvertretung eutzogen wird, 
aber, meine Herren, Sie haben aus den Auseinanderfegungen des Regie 


rungs⸗Kommiſſarius gehört, wie knapp Alles bemeſſen ift, und wiſſen, daß 
für jede Mehrforderung die Regierung an den guten Willen und den Pa⸗ 
triotismus der Volksvertretung gewieſen iſt. Gewähren der Militär⸗ 
verwaltung das Recht, innerhalb beſtimmter Grenzen frei und nach eigenem 
E meſſen verfahren zu konnen; die Armee wird Ihnen dafür Dank wiſſen, 
das Volk wird von ſeinen Freiheiten dabei nichts verlieren und die Volks⸗ 
vertretung wird der mißlichen Aufgabe überhoben fein, bei Berathung über 
techniſche Gegenſtände mit ſaurem Schweiß zu ſagen: „was man nicht 
weiß“ (Bravo und Heiterkert); wenn man z. B. von Ihnen 100,000 Thlr. 
zur Abänderung von Torniſtern fordert, ja, meine Herren, wer den Tor⸗ 
niſter nicht in der Sonnenhige getragen hat, weiß nicht, wie er drückt. 
(Sehr richtig!) Es giebt viele Gegenſtände, welche die Militärverwaltung 
beſſer verſteht als eine Verſammlung ausgezeichneter und patriotiſcher Män⸗ 
ner. — Meine Herren, ſetzen Sie Ihrer unbeſtrittenen Befugniß eine frei⸗ 
willige Schranke, es giebt Nothwendigkeiten, die zu eng gezogene Schranken 
ſprengen. Ich empfehle Ihnen die Annahme meines Amendements. (Leb⸗ 
hafter Beifall). i 

Abg. Schulze (Berlin): Alle Amendements mit ihren 7, 5, 4, 2 
Jahren bewegen ſich in willkürlichen Zahlen und jedes ſchafft ein Definiti⸗ 
vum, von dem wir nicht mehr loskommen können. (Beifall links.) Dar⸗ 
über haben wir in Preußen die genügende Erfahrung gemacht. Man ver⸗ 
weiſt auf die Gefahr eines Krieges und überſieht, daß man, um ſie zu 
beſtehen, ſie im Voraus auf 7 Jahre fixirt mit allen ihren finanziellen 
Leiden. Tritt die Gefahr wirklich ein, dann hat die Regierung den Reichs⸗ 
tag zu berufen und von ihm Leute und Geld zu erbitten, die er für natio⸗ 
nale Kriege niemals verſagen wird. Europa ſieht auf uns, es iſt wahr; 
aber wie wird es uns achten, wenn es ſieht, daß wir trotz der Kriegser⸗ 
folge an unſeren Rechten und Freiheiten ſeſthalten. (Lauter Beifall links.) 
Das Mc uns wahrhaft ſtark, ja unüberwindlich machen. (Lebhafter 
Beifall) 

Abg. Dr. Braun (Wiesbaden): Einig iſt die Mehrzahl dieſes Hau⸗ 
ſes darüber, daß die Reorganiſation ſchlechtweg anzuerkennen und die Frie⸗ 
dens ſtärke durch Kontingentirung feſtzuſtellen iſt. Auseinander gehen die 
Meinungen in Bezug auf die Dauer der Periode und auf das, was nach 
ihrem Ablaufe eintreten ſoll. Ich perſönlich bin für das Amendement 
v. Forckenbeck, wenn es bei der Regierung nicht auf unüberwindlichen 
Wider ſtaud ſtößt. Für die nächſte Zukunft iſt dieſe Kontingentirung abſolut 
nothwendig, weil es ſich um die Vollendung der noch unvollendeten Re⸗ 
organiſation und ihre Ausdehnung auf die neupreußiſchen und nichtpreußi⸗ 
ſchen Theile des norddeutſchen Bundes handelt. Wir können nicht das 
Gewehr in's Korn werfen, wenn Europa von Waffen ſtarrt. Doch hoffe 
ich, daß die Entwickelung der Kultur und die ſchlechten Finanzen gleichzeitig 
zu eiuer Verminderung der Armeen in Europa treiben werden. Aber wir 
können damit nicht anfangen, ſondern die Staaten, die in ihren ſchlechteren 
Finanzen das ſtärkere Kompelle dazu befigen. Der Reichstag verzichtet nicht 
ſchlechtbin für die Dauer des Interims auf fein Budgetrecht in Militär ⸗ 
ſachen, es bleibt ihm außer dem Prozentſatz und den 225 Thlrn. pro Kopf 
noch vieles Andere für feine Bewilligung übrig. Die Armee iſt die Affe- 


kuranz für die Sicherheit des Staats, die Prämie von Geld und Blut, die 


wir mit Recht zahlen müſſen. Zu Zeiten des Reichs prozeßten die Stände 
um jeden Mann, bis der Reichsfeind in Lande war und ihnen das Vier⸗ 
fache abnahm von dem, was ve langt war. Noch iſt der Reichsfeind nicht 
da, aber si vis pacem, para bellüm, fonft machen wir den Nachbar zum 
Feind und provoziren ſeinen Angriff. Sollen die Regierungen nicht ſo 
loyal fein, auch im Falle der Verwerfung des Entwurfs an ihrem Bündniß 
feſtzuhalten, fo bräche ein Chaos ein, das ich kaum denken, geſchweige denn 
ſchildern kann. Laſſen wir alſo die Illuſtonen! (Unterblechung links.) 
Italien hat die Koſteu ſeiner Einheit und die Amortiſation dieſer Koften 
309 rechtzeitig verauſchlagt und krankt daran. Wir aber wollen Alles feſt⸗ 
ſtellen, damit jeder Staat und Privatmann ſich auf das Budget einrichte, 
und der kräftigen Leitung das Schwert zu unſerer Vertheidigung nicht aus 
der Hand ſchlagen (Lebhafter Beifall) — Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 
— Bei der A ſtimmung werden die Amendements Duncker und Kratz ab- 
Sum das v. Forckenbeck zuerſt mit Stimmenzählung mit 138 gegen 129 

immen und dann in namentlicher Abſtimmung wit 137 gegen 129 
Stimmen angenommen (mit Nein ſtimmt u. A. Prasident Stnfen); da⸗ 
gegen das 15 W ; Hr 
Summenzählung und dann mit 136 gegen 123 Stimmen in namentlicher 
Wa abgelehnt. — Schluß 4½ Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 
0 Uhr. 


Flensburg, 3. April. Auch dle Landwehrpflichtigen des 
biefigen Bezirke, welche den Eid verweigert haben, ind zur Fabne 
einberufen. Ein Militär-Kommando holt die Eidesverweigerer ab, 
fie werden morgen bier erwartet. Die Leute ſollen übrigens vor 
ihrer Einſtellung nochmals aufgefordert werden, den FJahneneld zu 
leiſten. 

Ausland. 

Brüſſel, 4. April. Der König und die Königin gehen 
im Laufe der nächſten Woche nach Paris, um die Induſtrie - Aus⸗ 
ſtellung anzuſthen. — In der Kammer wird die Wahlreform wei⸗ 
ter diskutirt. 

Paris, 3. April. (Mordd. Alg. Jig.) Wäbrend die be. 
rubigenden und woblwollenden Worte, mit denen der geſtrige 
„Abend⸗Moniteur“ die Antwort des Grafen Bismarck auf die 
Bennigſen'ſche Interpellatlon im deutſchen Reichstage begleitete, eine 
unftreitig günſtige Nachwirkung auf die öffentliche Meinung, die 
vielleicht nicht mit Unrecht auf die weitere Entwickelung der ſchwe⸗ 
benden d. b. Luxemburger Frage ängſtlich blickt, zurückließ, läßt 
fi bei Fühler und etwas gründlicherer Prüfung des beute im 
„Conſtitutionnel“ erſchtenenen Artikels, der die bochoffiziöſe Unter- 
ſchrift von Paul Limayrac trägt, ſchwerlich ein gleiches von dem 
Eindruck bebaupten, den der oben erwähnte Artikel unſeres offizid- 
ſen Blattes machte. Es liegt mir fern, die Zahl der Allarmiſten 
zu vermehren, allein unſtreitig erſcheint es mir, daß die im .ge- 
nannten offisiöfen Blatte enthaltene Stelle nicht dazu angethan 
if, einer optimiftiigen Auffaſſung Vorſchub zu leiſten, wo es wört⸗ 
lich beißt: „Könnte man aber mit derſelben Gleichgültigkeit Ten⸗ 
denzen ſehen, welche entweder darauf hinauslaufen, Deutſchland 


aus denjenigen Grenzen heraustreten zu laſſen, die unbeſtreitbar 


und unbeſtritten ſind, oder welche ihm, außerbalb dieſer Grenzen, 
die Erwerbung oder Erhaltung von ſtrategiſchen Punkten, die für 
Andere bidroblich ſind, wünſchenewerth machen.“ Ohne eine all- 
zuweltgehende Bedeutung den eben citirten Worten beilegen zu 
wollen, dürfte es geratben erſcheinen, ſich nicht in eine äußerſte 
Sorgloſigkett um dle unbedingte Fortdauer des europäſſchen Frte⸗ 
dens einwiegen zu laſſen, zumal auch andererſeits dem Umſtande 
Rechnung von der augenblicklich erregten Sitmmung in Frankreich 
getragen werden muß. In der That iſt die Aufgabe der leitenden 
Staatsmänner, den Hepereien gegen Preußen gegenüber, eine un- 
leugbar ſchwierige. Einmal find es die alten Parteien, die im 
dumpfen Groll über die Stabilität der Verbältuiſſe um jeden Preis 
einen Krieg gegen Deutſchland berbeifübren möchten, und ferner 
die Klertkalen, denen die Bildung des proteſtantiſchen norddeutſchen 
Bundes ein Dorn im Auge iſt. 

— Die „Liberté“ ſcheint anzunehmen, daß die Luxemburger 
Frage durch das Haager Dementt ſchon völlig abgethan ſei, und 
bedauert das nicht. „Beſſer wäre es freilich geweſen, die Sache 
gar nicht aufs Tapet zu bringen, wenn doch nichts daraus werden 
ſollte, aber wir für unſern Theil. beklagen es durchaus nicht, daß 
der Handel, der ſeit zwei Monaten ſo viel Dinte hat fließen laſſen, 
nicht zu Stande kommt. Luxemburg im Beſiß Frankreichs hat 


weitem größte Theil fertig ſein. 
ſtellt. 


den ſei. 


gedankt. 


ndement v. Moltke mit 138 gegen 125 Stimmen bei 


für uns weber als Defenfiv- noch als Offenſſowaffe großen Werth. 


F Grenze iſt nicht in jenem Winkel 3 vertheidigen, 


uns die unnütze Feſtung Luxemturg gäbe. Saarlouis und 


haben.“ 

— Das „Avenir national“ giebt als würdige Einleitung zur 
Weltausſtellung der Künſte des Fricdens, eine Uebeſicht der der⸗ 
maligen Mordwerkzeugfabrikation in Europa. Frankreich läßt 
480,000 Chaſſepots in den heimiſcher Fabriken und in England 
und Belgien anfertigen; bis zum 1 März 1868 wird der bei 
Preußens Waffenfabriken haben 
vollauf zu thun; u. a. find: 1100 Sahlgeſchütze (Hinterlader) ber 
Die ſüddeutſchen Staaten adoptiren das Hinterladegewehr 
und das Syſtem des preußiſchen Geſcützts. Bedeutende Beſtellun⸗ 
gen ſind in der Ausführung begriffen, England hat bereits 
150,000 Enfieldbüchſen nach dem Syſtem Snider umgeſtaltet; im 
Laufe des Jahres werden 350,000 fertig ſein; täglich werden 1000 
umgewandelt. Im April findet ein Konkurs zur Vergleichung der 
verſchledenen Arten Hinterlader ſtatt. Ferner ſollen 426 gezogene 
Geſchütze verſchiedenen Kalibers bis Ende d. J. fertig ſein. In 
Rußland werden 600,000 Flinten nach dem Zündnadel Spitem 
Carle umgeänvert; die Hälfte ſoll zu Ende d. J. bereit ſein. Die 
Feldgeſchüe werden durch 900 Hinterlade-Kanonen vermebt. In 
Dänemark ſind namhafte Summen für die Umgeftaltung der Slin- 
ten in Hinterlader bewilligt, in Holland geſchiebt die Umgeſtaltung 
nach dem Syſtem Snider. Die Schweiz läßt 40,000 Flinten nach 
dem Syſtem Ampler Milbank umändern; außerdem ſind 90,000 
Wincheſter-Gewehre beſtellt; auch wrrden 200 Kanonen in Hin- 
terlader umgeändert oder neu fabrizirt. Italien, Spanien, Portu- 
gal und, Griechenland haben ebenfalls das Hinterlade-Syſtem adop- 
tirt und Griechenland und Spanten haben Gußſtahlkanonen bei 
Krupp beſtellt. 

— (Sitzung des geſetzgebenden Körpers vom 4. April.) Bei 
Eröffnung der heutigen Sitzung kündigte Herr Schneider, bisher 
Vice-Präſident, der Verſammlung an, daß er durch Kaſſerliches 
Dekret zum Präſidenten des geſetzgebenden Körpers ernannt wor 
Die Aufnahme, welche dieſe Nachricht fand, war eine 
ſehr getheilte. Der geſetzgebende Körper ſchritt hierauf zur Dis⸗ 
kuſſton von Lokal-Projekten. — 5 

Florenz, 1. April. Vorgeſtern hat die Kammer das pro- 
viſoriſche Budget für drel Monate bewilligt, mit 277 gegen 27 
Stimmen, alſo jo zu ſagen mit Einſtimmigkett. Das war die erſte 
Sitzung, in welcher die n des Landes verhandelt 


Landau, das ſind dle Punkte, derer Verluſt wir zu beklagen 


wurden, und die Haltung der Majorität it von guter Vorbedeu⸗ 
tung. Crispi, welcher im Namen der ganzen Linken geſprochen, 
bat die berubigendſten Erklärur abgegeben. Die Linke mag 
nicht die Verſuche von Friaul und Marſala erneuen und will die 
Regierung unterſtützen, jo fange fie auf dem richtigen Wege ſich 
befindet: „Alſo man zeige geſunden Menſchenverſtand auf der 
Rechten wie auf der Linken, und Italten iſt gerettet.“ Dieſe Er- 
klärung machte einen vortrefflichen Eindruck. Depretis bat Erispi 
General Blxio klagte über die Bedeutungeloſigkeit der 
1 Er bätte gewünſcht, daß der König von den ſchweben⸗ 
en Fragen geſprochen hätte, vom Rheine, vom Driente, vom Kriege, 
Der Finanzminiſter antwortete mit Recht: „Die beſte Bürgſchaft, 
die Italien Europa geben kann, if, ſeine Finanzen zu organiſtren.“ 
— Ueber Rattazzi's und Piſanelll's Eintritt ins Minifterium iſt 
noch nichts entſchieden. er 

Spanien. Die Königin hat 22 Senatoren auf einen Hieb 
ernannt. Das Kabinet bereitet Alles vor, um von den Cortes 
eine Indemnitätsbill jo wie die Gutheißung des Staateſtreiches 
durch Beſtätigung der Dekrete über die Preſſe, die öffentliche Ruhe 
und die Gemeinderäthe, zu erlangen. Der neue Kongreß iſt zu 
Allem fäbtg. j 

Liſſabon. Unterm 3. wird von hier telegraphirt, daß dle 
Abreiſe des Königs und der Königin aufgeſchoben worden iſt. In 
der Civilverwaltung ſteben große Veränderungen hervor. 

O Aus Polen, 30. März. Noch immer werden bier und 
da Spuren von dem im letzten Aufſtande verübten Grauſamkeiten 
aufgefunden. So fand man z. B. im Leuſchützer Kreiſe beim 
Räumen einer ſeit dem Jahre 1862 unbenutzt geweſenen, trockenen 
Brunnengrube den Leichnam eines ruhen Sol daten, der bis zur 
Scheußlichkeit verſtümmelt war. Die Ertremitäten, Arme, Beine ꝛc. 
lagen vom Körper getrennt in der Grube, und ſoviel die vor- 
geſchrittene Verweſung noch erkennen ließ, waren die Naſe, die 
Lippen und die Obren, wahrſcheinlich während er noch lebte, dem 
Unglücklichen abgeſchnitten worden. Der noch in einem Knopfloch 
des Mantels vorgefundene Mordzettel, wie ihn die Hängegened'ar⸗ 
men ihren Opfern gewöhnlich anzubeften pflegten, wurde noch vor⸗ 
gefunden und beweiſt, daß der arme Soldat nicht etwa im Gefecht 
gefallen und verſtümmelt worden, ſondern durch den grauſamſten 
Mord hingemeuchelt iſt. Eine Taſchenuhr von geringem Werthe 
und einige Kopeken Kupfergeld fanden ſich bei der Leiche und iſt 
merkenswerth, daß der Gemordete nicht, wie es einft geſchehen, un- 
verſteckt liegen gelaſſen, ſondern forgfältig verdeckt worden war. — 
Am 15. Mal ſollen die Lagerübungen bei Warſchau beginnen und 
dazu außer den im Königreiche ſtehenden Soldaten auch noch mehre 
Tauſend Mann aus Lithauen und Rußland berangezogen werben. 
Es werden in den Lagerctabliſſements bereits dle vorbereitenden 
Arbeiten mit Eifer betrieben und ſoll bis Ende April Alles fertig 
ſein. Stellenweiſe herrſcht Ruhr und auch Typhus unterm Militär 
und unterm Civil. 

— — ———— — — 
Pommern. 

Stettin, 6. April. Für den in der vorgeſtrigen Schwur⸗ 
gerichts-Sitzung wegen eines Verbrechens gegen die Sittlichkeit zu 
2jähriger Zuchthausſtrafe verurtheilten Tiſchler Lawatſcheck aus 
Podejuch werden die Geſchworenen Allerhöͤchſten Ortes ein Begna⸗ 
digungsgeſuch einreichen. 

— Am Dienſtag, den 9. d. Mis. wird vor dem Schwurge⸗ 
richt außer den bereits namhaft gemachten Anklagen auch noch eine 
ſolche wider den Feldwebel a. D. Ernemann wegen Verbrechens 
gegen die Sittlichkeit verhandelt worden. 

— Geſtern iſt aus einer Wohnung des Hauſes Petrifird- 
ſtraße No. 2 eine Taſchenuhr nebſt Kette und Medaillon entwen⸗ 
det. Der Diebſtahl iſt muthmaßlich von einem Bettler in dem 
Augenblick verübt, inerhalb deſſen die Hausfrau das betreffende 
Zimmer auf kurze Zeit verlaſſen hatte. 


— In der Nacht zum 4. d. Mis. wurde aus einem Stalle 


des Grundſtücks Bredow No. 59 ein dem Roßſchlächter Grün 


gehöriges Pferd geſlohlen. Der Dieb hat den Kettel, welcher die 
Stallthüre von innen verſchloß, mittelſt eines Inſtrumentes von 
außen gelüftet und ſo den Zugang zum Stalle ermöglicht. 

— In Voigts hagen, Synode Daber, iſt der Küſter und 
Schullehrer Krauſe feſt angeſtellt. 

— Die Wahlen des General-Landſchafts⸗Direktor v. Köller 
auf Kantreck zum Vorſitzenden, und des Geh. Reglerungsraths v. 
Ramin zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des Kommunal-Landtages 
von Alt⸗Pommern für die nächſte dreijährige Periode haben die 
Königliche Beſtätigung erhalten, 


Vermiſchtes. f 

Berlin. Der Bedarf an Bronze für die Erinnerungefreuge 
aus dem vorigen Feldzuge wird, wie dle „Voſſ. Ztg.“ berichtet, 
auf nicht weniger als 250 Centner angegeben, wou über 40 
öſterreichſſche Geſchütze erforderlich ſeln werden. Die Prägekoſten 
werden auf 200,000 Thlr. veranſchlagt. Bis zum 4. März waren 
davon 144,000 für Kombattanten und ungefähr 1200 für Nicht⸗ 
Kombattanten zur Vertheilung gelangt. Am Tage des Sieges⸗ 
Einzuges in Berlin, wo bekanntlich die Bänder zu dieſem Kreuz 
zuerſt ausgegeben wurden, gelangten 3000 Ellen Band an 49,360 
Kombattanten und 472 Nicht⸗Kombattanten zur Vertheilung und 
beliefen ſich die Koſten allein hierfür auf 1136 Thlr. Gegen⸗ 
wärtig iſt die Meldungefriſt für die Berechtigung auf dieſe Erinne⸗ 
rungskreuze als abgeſchloſſen bezeichnet worden. 

— (Räuber in Danzig.) Embacher, das Haupt der neu⸗ 
lich verurtheilten Räuberbande, hat wieder einmal die Kriminal- 
Polizei auf die Beine gebracht, und zwar durch nachträgliche frei- 
willige Geſtändniſſe über eine Menge von Dlebſtäblen und Räube⸗ 
reien, wodurch neue Gefährten kompromittirt werden. Wie man 
hört, ſoll ein Regiſter von 17 neuen Heldenthaten zum Vorſchein 
gekommen ſein. Der zum Tode verurtheilte Mathe hat inzwiſchen 
abermals einen Ausbruchverſuch, und zwar durch den Fußboden 
ſeiner Zelle gemacht, iſt dabel jedoch überraſcht worden. 


Neueſte Nachrichten. 

Haag, 5. April, Der Minifter von der Zuylen äußerte 
anläßlich der Thorbecke'ſchen Interpellation: „Ich habe mich an den 
Grafen von Bismard gewandt und bin durch feine Antwort er- 
mächtigt, zu erklären, daß die preußiſche Regierung jedes polltiſche 
Band zwiſchen Limburg und Deutſchland als gelöſt anſieht und daß 
fie geneigt iſt, dies durch einen formellen Akt zu konſtatſren, wenn⸗ 
gleich eine ſolche Formalität nach den vorliegenden Reichstagever⸗ 


handlungen überflüſſig erſcheint.“ 


Paris, 4. April. (Verſpätet eingetroffen.) Der heutige 
„Abendmoniteur“ ſagt, Frankreich habe Deutſchland und beſonders 
Preußen ſtets ſeine Sympathie bewleſen und berechtige dies Frank⸗ 
reich, volle Gegenſeitigkelt zu erwarten. Dieſe Anſicht werde auch 
von dem Grafen v. Bismarck vollſtändig getheilt. 

Der bisherige Vicepräſident des geſetzgebenden Körpers, Schnel⸗ 
der, iſt zum Präſidenten desſelben ernannt worden. 

Paris, 5. April. Der „Etendard“ meldet, es würde mit 
Nächſten ein großer Theil der Armee mit Chaſſepot'ſchen Gewehren 
verſehen ſein. . 


. — 


Stettin, ie Witterung: regnigt und trübe. Temperatur 
nd: S. 


＋ 5 R. Wi 
An der Bör e. 

Weizen höher bezahlt, loco pr. 85pfd. gelber und weißb. 83—89 
bez., geringer 7282 % bez., 83—85pfd. gelber Frühjahr 85%,, 86, 
855, 86 7% bez., Br. u. Gd., Mai-Juni 85%, . Br., Juni⸗Juli 85 
* Bi, Septbr.⸗Oktober 78 ½, ½ 4 bez. u. Br. 

Roggen wenig verändert, pr. 2000 Pfd. loco 53—551½ A bez., 
1 Ladung 80—81pfd. binterpomm. loco 54 & bez., do. 80 Sipfd. 4 
Dampfer 53 bez., Frühjabr 5334 . bez., Br. u. Gd., Mai » Jum 
do., Juni⸗Juli 54 % Gd., Septbr.⸗Oktober 51 % Br. 

Gerſte loco pr. — 5 oderbrucher 45 ½ —46½ , bez., pommerſche 
47 , Br., Frübjahr 69 —70pfd. ſchleſiſche 46 %. Br. 8 

Salt loco pr. 50pfd. 29—31 3% bez., Frühjahr 47—5Opfo. 3044 


r. 
Erbſen loco Futter- und Koch- 52½ 56 bez., Frühj. Futter ⸗ 
. Gd ch 72 Ya FE der F bi 5 


Rappkuchen loco 1 3% 24 Gr pr. Cir. bez. 

Lupinen gelbe 36 9% bez. 

Wicken 50—52 94 bez. 3 5 

Rub ol flau und niedriger, loco 11½ 9% Br., April-Mai 114%, 2 
% * 1 85 September Oitober 11%, bez. (geſtern Nachmittag 
1 ez.) 

Spiritus wenig verändert, loco ohne Faß 162, bez., mit Faß 
16742, 1% C bez, kurze Lieferung ohne Faß 1634 1 bez., Frübſahr 
162 K bez., Mai⸗Juni 16°, % Br. u. Gd., Juni-Jult 16% . Gd. 
Angemeldet: 100 Wſpl. Gerſte, 1500 Ctr. Rüböl, 10,000 Quart 


Spiritus. 
Landmarkt. 

Weizen 82—87 , Roggen 53—58 , Gerſte 43—47 , Erbſen 
5357 % per 25 Schffl., PR: 26—31 per 26 Schffl., Stroh pr. 
Schock 6—7 Ag, Heu pr. Ctr. 20 n bis 1 . 

Breslan, 5. April. Spiritus 8000 Tralles 16/4. Weizen pr. 
April 74 Br. Roggen pr. April 55, do. pr. Frühjabr 54. Rüböl 
pr. April 1013. Rapps pr. April 92. Zink pr. April 161770. Klee⸗ 
ſaat: rothe matt, weiße unverändert. 4 

Hamburg, 5. April. Getreidemarkt. Weizen loco ſehr feſt, auf Ter⸗ 
mine lebhaft und ſteigend, pr. April 5400 Pfd. netto 153 Bankothaler Br., 
152 Gb., fl ag 151 Br. u. Gd. Roggen loco feit, pr. April 5000 
Pfd. Brutto 95 Br., 93 Gd., pr. Frühjahr 92 Br., 91 Gd. Hafer ruhig, 
Oel höher, loco 2476, pr. Mai 251 pr. Oktober 25 /. Spiritus ruhig, 23%, 
Br. Kaffee und Zink ſehr ſtille. — Wetter ſehr ſchön. 

Amſterdam, 5. April. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 
pr. Herbſt 2 Fl. niedriger, Sonſtiges behauptet. Raps pr. April 67, pr. 
Oktober 6917. Rüböl pr. Mai 37, pr. Oktober⸗Dezember 39. 

London, 5. April. Getreidemarkt. (Schlußdericht.) Mäßiger Markt⸗ 
beſuch. Gute Zufuhren in engliſchem und fremdem Weizen, beide zu Mon⸗ 
5 ſchwer verkäuflich, Frühjahrsgetreide unverändert. — Schoͤnes 

etter. 
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